
von Lüde, Rolf

Article

Externalisierung von Streikfolgen: Ende antagonistischer
Kooperation?

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: von Lüde, Rolf (2024) : Externalisierung von Streikfolgen: Ende antagonistischer
Kooperation?, Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Sciendo, Warsaw, Vol. 104, Iss. 3, pp. 144-,
https://doi.org/10.2478/wd-2024-0041

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/297711

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.2478/wd-2024-0041%0A
https://hdl.handle.net/10419/297711
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2024 | 3
144

Kommentar

Externalisierung von Streikfolgen

Ende antagonistischer Kooperation?

Die auf Kooperation anstatt auf Konflikt angelegten in-
dustriellen Beziehungen, also das durch das kollektive 
Arbeitsrecht gerahmte Verhältnis von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, waren mitentscheidend für den Aufstieg 
Deutschlands zu einer der größten Volkswirtschaften der 
Welt und den Ausbau des Wohlfahrtsstaates. Die Tarifau-
tonomie ermöglichte es den Arbeitnehmern, humane Ar-
beitsbedingungen zu sichern und am gesellschaftlichen 
Reichtum teilzuhaben. Für die Arbeitgeber bedeutete sie, 
berechenbare Lohnsätze und Arbeitszeiten zu erreichen.

Das Verhältnis zwischen den Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganisationen ist gleichwohl immanent konflikt-
behaftet, da es auf gegensätzlichen Interessen beruht. 
Bereits Anfang des 20. Jahrhunderts entwickelte der 
amerikanische Soziologe W. G. Sumners den diesen Ge-
gensätzen zugrunde liegenden Gedanken der antagonis-
tischen Kooperation, der fallweisen kooperativen Zusam-
menarbeit bei gleichzeitig scharfer Konkurrenz um die 
Verteilung der Wertschöpfung.

Streik und Aussperrung stellen die härtesten Schritte in 
Arbeitskonflikten dar. Die Arbeitsgerichtsbarkeit hat hier-
zu verbindliche Grundsätze im kollektiven Arbeitsrecht 
entwickelt, zu deren wichtigsten die Verhandlungs- und 
Kampfparität sowie der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit zählen. Dieses tripartistische Modell einer impliziten 
antagonistischen Kooperation im Rahmen der industri-
ellen Beziehungen – mit dem Staat und seinem Arbeits-
recht als drittem Akteur – hat jahrzehntelang trotz zum Teil 
heftigster Arbeitskämpfe so gut funktioniert, dass es viel-
fach von anderen Ländern als beispielgebend betrachtet 
wurde. Verbindliche Regelwerke, wie sie im kollektiven Ar-
beitsrecht, in Tarifverträgen, in der Arbeitszeitordnung etc. 
verankert sind, gelten als Voraussetzung zur Lösung der-
artiger Interessengegensätze und den daraus resultieren-
den Konflikten. Die antagonistische Kooperation ist also 
keineswegs ein Weichspülmittel für Arbeitskämpfe, wirkt 
gleichwohl befriedend auf die Austragung von Streiks und 
Aussperrungen und hat die Kampfparität bewahrt.

Jahrzehntelang war in Deutschland das Industriege-
werkschaftsprinzip mit dem Richtsatz „ein Betrieb, eine 
Gewerkschaft“ vorherrschend. Das Urteil des Bundesar-
beitsgerichts (BAG) zur Aufhebung der Tarifeinheit im Ju-

ni 2010 führte jedoch zu einer Bedeutungszunahme von 
Spartengewerkschaften. Was die relativ kleine Gewerk-
schaft der Flugsicherung oder die Vereinigung Cockpit 
erfolgreich vorgemacht haben, findet nun zunehmend 
Nachahmer wie bei der GDL: Als Vertretung hochgradig 
spezialisierter Berufsgruppen setzen sie für ihre Mitglieder 
Sonderinteressen im Vergleich zu anderen Beschäftigten 
durch. Mit der Drohung, im Streikfall große vernetzte lo-
gistische Systeme auf breiter Front zum Erliegen zu brin-
gen, wie z. B. mit täglich hunderttausenden unbeteiligten 
Bahnreisenden, die ihren Weg zur Arbeit nicht antreten 
können, wächst ihnen ein massives Drohpotential gegen-
über der Allgemeinheit zu. Auch große Gewerkschaften 
wie ver.di nutzen die Externalisierung der Streikfolgen, 
wenn für das Bodenpersonal an Flughäfen zum Streik 
aufgerufen wird und pro Streiktag ebenfalls hundert-
tausende Fluggäste ihr Ziel nicht erreichen. Bei solchen 
Kampfmaßnahmen von Funktionseliten verlagern sich die 
Auswirkungen also vor allem auf die Allgemeinheit, die auf 
das Funktionieren der Infrastruktur angewiesen ist. Die 
volkswirtschaftlichen Kosten sind noch außerordentlicher 
als für die direkt oder indirekt betroffenen Unternehmen.

Charakteristisches Merkmal dieses Vorgehens ist eine 
Externalisierung der Streikfolgen mit einer Maximierung 
des Kollektivschadens. Mit dem inhärenten Bedrohungs-
potential für die Funktionsfähigkeit einer verflochtenen 
Wirtschaft wird allerdings ganz offenkundig gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstoßen. Sofern 
es die Arbeitsgerichtsbarkeit nicht aus eigener Einsicht 
schafft, muss eine Ahndung dieses Verstoßes durch den 
Staat als drittem Akteur der industriellen Beziehungen im 
Gesetzgebungsverfahren erfolgen. Ohne die Koalitions-
freiheit zu beschränken, würde z. B. die Einführung einer 
regelbasierten Zwangsschlichtung dazu beitragen, die 
Streikfolgen für die unbeteiligten Nutzer der Infrastruktur 
auf ein hinzunehmendes Niveau zu beschränken.

Werden die gewerkschaftlich organisierten Kampfmaß-
nahmen der Funktionseliten an den Schlüsselpositionen 
der Infrastruktur derzeit also zum Totengräber des einst 
so erfolgreichen Prinzips der antagonistischen Koopera-
tion? Das ist trotz allem nicht zu erwarten, weil die große 
Mehrheit der bei Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bänden organisierten Mitglieder es immer geschafft hat, 
selbst bei divergierendsten Interessen zu einer Einigung 
zu gelangen. Eine Zwangsschlichtung im Falle der Ex-
ternalisierung und Maximierung des Kollektivschadens 
würde allerdings dazu beitragen, Sonderinteressen von 
Funktionseliten nicht mehr so einfach auf Kosten des Ge-
meinwohls durchsetzen zu können.
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